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VHS-Vortrag am 14.10.2004

Lothar Kurz

Vor 60 Jahren wurden Heinrich Duhme und Gerhard Luther hingerichtet

Sehr geehrte Damen und Herren!

Vor sechzig Jahren, genauer: am 25. Oktober 1944, wurden im Strafgefängnis Bruchsal zwei aus Rheine stammende Männer hingerichtet: Heinrich Duhme und Gerhard Luther.

1. Der bisherige Kenntnisstand über das Schicksal Duhmes und Luthers

In Rheine ist bisher dazu nur die Darstellung bekannt, die Josef Rutemöller 1977 in der Chronik der 75jährigen Geschichte der Gewerkschaft Textil-Bekleidung veröffentlichte. Alle späteren Autoren – und dazu zähle ich mich selbst auch – schrieben von Rutemöller ab, ohne selbst in dieser Sache genauer recherchiert zu haben.

Rutemöller schrieb zu Duhme: „Heinrich Duhme war Mitglied des Radfahrvereins ‚Solidarität’, der dem Arbeiterturn- und Sportbund angeschlossen war. Hier betätigte er sich als Bezirksjugendleiter. Er war sozialdemokratischer Gesinnung, jedoch nicht Mitglied einer politischen Partei. Im Jahre 1943 gewährte er einem auswärtigen Sportfreund in seiner Wohnung eine Nacht lang Unterkunft. Dieser wurde – was Heinrich Duhme nicht bekannt war – wegen seiner antistaatlichen Tätigkeit von der deutschen Staatspolizei gesucht. Von der ihm bewilligten Hilfe erfuhr die Polizei. Sie verhaftete Heinrich Duhme am 22.August 1943 und überführte ihn nach Gladbeck. ...

Am 19. Juli 1944 verurteilte der Volksgerichtshof in Nürnberg ihn wegen ‚Vorbereitung zum Hochverrat’ zum Tode. Das Urteil wurde vollstreckt. Einzelheiten über die Gründe der Verhaftung, Verlauf der polizeilichen Behandlung und der Hinrichtung sind seinen Angehörigen nicht mitgeteilt worden.“

Parallel dazu stellte sich nach der Darstellung Rutemöllers das Schicksal Gerhard Luthers dar: auch hier war es die Übernachtung eines früheren Sportkameraden, der polizeilich gesucht wurde, ohne dass Luther dies wusste, die zu Verhaftung, Verurteilung und Hinrichtung führte.

Soweit der bisherige Kenntnisstand, der – so vermute ich – im Wesentlichen auf Informationen beruhte, die Rutemöller von den Familienangehörigen erhalten hatte.

Der Leser erhält den Eindruck vermittelt, dass es sich bei dem Geschehen um eine Art Justizirrtum handelt.

2. Neue Quellen entdeckt  / bisherige Publikationen zu Zielasko

Ich habe im letzten Sommer in Berlin die Verfahrensakten des Prozesses vor dem Volksgerichtshof einsehen können.
 Das Bild, das sich aus diesen Akten ergab, war sehr viel komplizierter als das, das uns bisher bekannt war. Das Verhalten dieser beiden Männer ist – um das, was ich später ausführlicher darstellen will, schon einmal im Ergebnis vorwegzunehmen – angesiedelt auf einer Grenzlinie zwischen passivem und aktivem Widerstand gegen die NS-Herrschaft. Duhme und Luther wurden nicht verurteilt und hingerichtet, weil sie einer polizeilich gesuchten Person unwissentlich Unterkunft gewährt hatten, sondern weil sie in einer Dilemmasituation wissentlich und willentlich Widerstand gegen die NS-Herrschaft geleistet hatten, ohne diese Situation selbst gezielt herbeigeführt zu haben.

Aus den Verfahrensakten erfuhr ich auch den Namen des auswärtigen Sportsfreundes, der Duhme und Luther in Rheine aufgesucht hatte, es war Franz Zielasko aus Gladbeck.

Über das Schicksal Zielaskos gibt es bereits mehrere Veröffentlichungen, in denen sämtlich auf dessen Kontakte nach Rheine hingewiesen wird, ohne dass bisher jemand eine explizite Verbindung zwischen Zielasko einerseits und Duhme und Luther andererseits hergestellt hätte.

- Die älteste mir bekannte Darstellung findet sich in der 1966 vom Institut für Marxismus-Leninismus beim Zentralkomitee der SED veröffentlichten offiziösen achtbändigen Geschichte der deutschen Arbeiterbewegung; hier wird Zielasko im Kontext der politischen und organisatorischen Tätigkeit des im Moskauer Exil agierenden ZK der KPD dargestellt.

- In seiner 1982 publizierten Geschichte des Arbeiterradfahrerbundes „Solidarität“ stellte Ralf Beduhn Zielasko in die Tradition des Arbeitersports.

- In Gladbeck schließlich  hat sich Frank Bajohr in den achtziger Jahren des vorigen Jahrhunderts aus lokalhistorischer Sicht intensiv mit dem Schicksal Franz Zielaskos beschäftigt.

Die Publikationen sind hinsichtlich der Biografie Zielaskos im Wesentlichen gleichlautend; sie stellen eine wichtige thematische Erweiterung der Verfahrensakten dar und sind deshalb in diesen Vortrag eingeflossen.

3. Die Quellen sind jetzt leichter zugänglich

Noch einige Sätze zur Frage, warum es nicht früher möglich war, das Schicksal von Duhme und Luther mittels der Verfahrensakten umfassend aufzuklären. Die Akten des Volksgerichtshofes befanden sich bis 1992 im Zentralen Parteiarchiv der SED und waren dort als „vertraulich“ deklariert, standen also nicht ohne weiteres der wissenschaftlichen Auswertung zur Verfügung. Der antifaschistische Widerstand und seine Erforschung nahmen im Selbstverständnis der SED eine zentrale Rolle ein; das ist der Grund dafür, dass die Archivalien des Volksgerichtshofes, die für die Erforschung des Widerstandes eine wichtige Quellengruppe bildeten, hier unter der Signaturgruppe NJ – Nazi-Justiz – reponiert waren.

Seit der Herstellung der deutschen Einheit ist nun auch in dieser Hinsicht alles anders geworden: das Parteiarchiv der SED ist 1993 in das Bundesarchiv übernommen worden und dort nun frei zugänglich.

4. Die Biographien Duhmes und Luthers bis 1943

Zurück zum Sachverhalt selbst:

Ich will zunächst kurz auf die Biographien von Duhme und Luther bis zum Jahr 1943 eingehen:

Heinrich Duhme wurde als Sohn eines Textilarbeiters 1894 in Rheine geboren. Die Eltern ließen 1907 das Haus Hauenhorster Straße 127 bauen.

Duhme arbeitete nach dem Besuch der Volksschule in der Textilindustrie und danach im Tiefbau. Zu Beginn des Ersten Weltkrieges wurde er zum Militärdienst als Kanonier bei einem Feldartillerieregiment eingezogen. Er wurde schwer verwundet, im Sommer 1918 aus dem Heeresdienst entlassen, weil seine linke Hand, sein linker Fuß und der linke Oberschenkel durch Granatsplitter beschädigt waren. Duhme bezog deshalb eine Militärrente von zuletzt monatlich 23,10 RM. Danach wurde er als Betriebsarbeiter bei der Reichsbahn in Rheine eingestellt, wo er bis zu seiner Festnahme 1943 tätig war.

1921 heiratete er Theresia Dornekott; die Ehe blieb kinderlos.

Duhme stand wohl der SPD nahe, ohne jedoch Parteimitglied zu sein. Seine politische Grundhaltung lässt sich daraus rekonstruieren, dass der Mitglied des Deutschen Eisenbahnerverbandes und des Arbeiterradfahrerbundes „Solidarität“ war, in dem er zuletzt den Bezirk 8, der das Münsterland und Nordhorn umfasste, leitete.

An dieser Stelle einige Anmerkungen zur Struktur der Gewerkschaften und Vereine in der Zeit der Weimarer Republik: Seit der Kaiserzeit und ohne wesentliche Veränderungen in der Zeit der Weimarer Republik existierten in Deutschland neben den verschiedenen politischen Parteien viele diesen Parteien jeweils zugeordnete Nebenorganisationen in den unterschiedlichsten gesellschaftlichen Bereichen. In Rheine waren dies in erster Linie katholische Organisationen, die der Zentrumspartei nahe standen, und SPD-nahe Organisationen. Textilarbeiter schlossen sich – je nach politischer Grundhaltung – dem zentrumsnahen Christlichen Textilarbeiterverband oder dem sozialdemokratisch orientierten Deutschen Textilarbeiterverband an. Ähnliches galt für andere Gewerkschaften, Jugendverbände, Selbstschutzorganisationen, soziale Organisationen – Caritas und Arbeiterwohlfahrt – , kulturtreibende Vereine und eben auch für Sportvereine.

In diesem Rahmen war der 1896 gegründete Arbeiterradfahrerbund „Solidarität“ zunächst viele Jahre lang eindeutig sozialdemokratisch ausgerichtet.

Komplizierter wurde die Situation, als sich seit Ende des Ersten Weltkrieges auf parteipolitischer Ebene von der SPD die KPD abspaltete, die nun ihrerseits versuchte, ihr zugeordnete Nebenorganisationen zu gründen, so in Rheine etwa im gewerkschaftlichen Bereich 1931 den sogenannten „Einheitsverbandes der Textilarbeiter“.

Vielfach spalteten sich nun auch von den sozialdemokratisch orientierten Sportvereinen KPD-nahe Sportvereine ab. Dies galt jedoch – alle Sportarten betreffend - nicht für Rheine und reichsweit – außer in Berlin – auch nicht für den Arbeiterradfahrerbund „Solidarität“. Hier blieben sozialdemokratisch und kommunistisch orientierte Arbeiter bis zum Verbot 1933 in einer einheitlichen Organisation zusammen. Wir werden sehen, dass dies für die Ereignisse im Jahre 1943 von wesentlicher Bedeutung sein wird.
 

Zurück zu Duhme: Er erhielt folgende Ehrenzeichen verliehen: das Verwundetenabzeichen in Schwarz, das Frontkämpferehrenkreuz, schließlich das Treuedienstabzeichen der Reichsbahn für 25jährige Dienste. Diese Ehrenzeichen werden in den Jahren 1944/1945 von einer gewissen bürokratischen Bedeutung sein. 

Gerhard Luther war drei Jahre jünger; er wurde 1897 als Sohn eines Webers in Schüttorf geboren; die Familie zog 1901 nach Rheine, wo Luther aufwuchs und nach der Schulzeit bei der Spinnerei und Weberei Hermann Kümpers ausgebildet und beschäftigt wurde. 1914 fand er Arbeit bei der Reichsbahn.

1916 wurde er zum Wehrdienst eingezogen, diente als Fahrer der Sanitätskompanie 249 an der Ost- und Westfront. Nach Kriegsende arbeitete er in Rheine bis 1925 wieder bei der Reichsbahn als Werkstatthelfer, war dann eine kürzere Zeit arbeitslos, bis er als Kraftfahrer bei der Spedition August Beckmann eingestellt wurde, bei der er noch zum Zeitpunkt seiner Festnahme 1943 tätig war.

Luther heiratete 1919 Anna Scholten; drei Kinder wurden 1920, 1928 und 1937 geboren.

Luther war bis 1933 Mitglied des sozialdemokratisch orientierten Deutschen Textilarbeiterverbandes, zugleich Mitglied des Reichsbanners „Schwarz Rot Gold“, einer sozialdemokratischen Selbstschutzorganisation, und des Arbeiterradfahrerbundes „Solidarität“, wo er als Orts- und Bezirksgruppenfahrwart fungierte; hierher rührt wohl auch seine enge Bekanntschaft mit Heinrich Duhme und seine Beziehung zu Franz Zielasko.

Auch hier im Hinblick auf das, was ich etwa in einer halben Stunde vortragen werde, die Auflistung der Ehrenzeichen, die Gerhard Luther bis 1943 erhielt: das Eiserne Kreuz II. Klasse, das Frontkämpferehrenkreuz und das Westwallabzeichen für seinen Einsatz als Kraftfahrer beim Bau des Westwalles 1938/39.

Beide, Duhme und Luther, standen offensichtlich – darauf wird später noch einmal einzugehen sein – bei ihrer politischen Betätigung keinesfalls in der ersten Reihe. Den Namen Heinrich Duhme habe ich in den Archivalien der Stadt Rheine an keiner einzigen Stelle finden können. Gerhard Luther tritt uns hier nur ein einziges Mal entgegen: er nahm am 4. September 1932 mit einer Gruppe von insgesamt 109 Mitgliedern des Deutschen Textilarbeiterverbandes und 41 Mitgliedern der sozialdemokratisch orientierten Sportvereine Rheines an einer internationalen Friedensdemonstration in Enschede teil.

5. Zur Biographie Franz Zielaskos

Deutlich anders stellte sich die Biographie von Franz Zielasko bis zum Jahre 1943
 dar: Er wurde 1896 als eines von neun Kindern eines armen Saisonarbeiters in Busch, Kreis Weststernberg in der Neumark, geboren. Ein bezeichnendes Licht auf die damaligen dortigen Lebensverhältnisse wirft die Tatsache, dass die drei Taufpaten Franz Zielaskos zu seiner Taufe nicht erscheinen konnten, weil sie auch am Sonntag auf den Feldern arbeiten mussten.

Um das Jahr 1900 zog die Familie in das Ruhrgebiet und ließ sich in Dortmund-Kirchlinde nieder. Vater Adam Zielasko arbeitete jetzt als Bergmann, sein Sohn Franz besuchte zunächst die Schule, arbeitete dann als Knecht bei einem Landwirt, um schließlich 1912 wie sein Vater Bergmann zu werden.

Von 1915 bis 1929 – unterbrochen nur durch eine zweijährige Militärzeit – war Zielasko Bergmann auf der Zecke Zweckel in Gladbeck.

Ebenfalls 1915 trat er dem Arbeiterradfahrerbund „Solidarität“ bei, in dem er schon bald das Amt des Gausportwartes im Gau Westfalen versah.

Seine politische Karriere in der Zeit der Weimarer Republik und sein späterer Lebensweg stellten sich recht bewegt dar: Ende 1918 Eintritt in die USPD, 1920 kämpfte er in den Gladbecker Verbänden der „Roten Ruhrarmee“, 1922 erfolgte – nach der Selbstauflösung der USPD -  der Anschluss an die SPD, 1926 oder 1927 schließlich der Beitritt in die KPD, in der er als Literaturobmann tätig wurde.

Als die Weltwirtschaftskrise auch das Ruhrgebiet erreichte, verlor Zielasko Ende 1929 seinen Arbeitsplatz. Nach mehr als zweijähriger Arbeitslosigkeit meldete er sich am 8. April 1932 in Gladbeck ab und wanderte mit einer Gruppe arbeitsloser Gladbecker Bergleute in die Sowjetunion aus, wo er in einer Schachtanlage in Schtschekino bei Tula Arbeit erhielt.

Viele seiner Kollegen kehrten nach kurzer Zeit nach Deutschland zurück; Franz Zielasko aber blieb in der Sowjetunion und profilierte sich in seiner Grube durch besonders hohe Förderleistungen; offenbar hatte er die Überzeugung gewonnen, dass die soziale und politische Struktur der damaligen Sowjetunion seinen eigenen Zielsetzungen entsprach.

Als 1936 der spanische General Franco gegen die Volksfrontregierung putschte, gehörte Zielasko zu den 5000 Deutschen, die im Rahmen der „Internationalen Brigaden“ auf der Seite der Republikaner gegen die Putschisten kämpften.

Nach Francos Sieg im spanischen Bürgerkrieg kehrte Zielasko in die Sowjetunion zurück. Während des Zweiten Weltkrieges, der kurze Zeit später von Hitler ausgelöst wurde, durchlief Zielasko in Absprache mit dem im Moskauer Exil agierenden ZK der KPD eine 18-monatige Ausbildung und Schulung, bevor er im März 1943 mit dem Fallschirm in der Nähe von Warschau, das heißt im damals von den Deutschen besetzten Polen, absprang. Sein Auftrag lautete, als Instrukteur eine regionale Widerstandsorganisation im Ruhrgebiet aufzubauen, die wahrscheinlich der illegalen KPD-Gebietsleitung Rhein-Ruhr angegliedert werden sollte.

Als Grundausstattung erhielt Zielasko gefälschte Personalpapiere, die auf den Namen seines Schwagers Willi Guske ausgestellt waren, Geld und gefälschte Lebensmittelkarten.

Seine Möglichkeiten, als kommunistischer Instrukteur im Ruhrgebiet des Kriegsjahres 1943 längere Zeit unerkannt und erfolgreich arbeiten zu können, waren jedoch sehr gering:

- Einerseits hatte die Gestapo seit Januar 1943 in einer Massenverhaftungsaktion sämtliche Verbindungen der illegalen KPD-Gebietsleitung Rhein-Ruhr systematisch zerschlagen, so dass Zielasko bei seiner Ankunft im März 1943 vollständig auf sich allein gestellt war.

- Andererseits besaßen die ihm mitgegebenen Lebensmittelkarten schon bald keine Gültigkeit mehr, so dass er auch hinsichtlich des täglichen Überlebens erheblich auf die Unterstützung seiner ehemaligen Genossen angewiesen war.

Mit der Eisenbahn schlug sich Zielasko von Warschau ins Ruhrgebiet durch, fand hier zunächst bei Verwandten in Dortmund Unterschlupf, begab sich dann aber zu seinem früheren Wohnort Gladbeck, den er als Basis für seine künftigen Unternehmungen benutzen wollte.

Hier traf er zunächst mit einem ehemaligen Mitglied des Arbeiterradfahrerbundes „Solidarität“ namens Kraus zusammen, der ihm die Anschriften weiterer Mitglieder der Organisation vermittelte. Ich habe vorhin schon darauf hingewiesen, dass SPD- und KPD-Anhänger bis 1933 gemeinsam dieser Organisation angehörten. Hierbei werden ihm dann wahrscheinlich auch die Adressen von Heinrich Duhme und Gerhard Luther in Rheine mitgeteilt worden sein.

Zielasko knüpfte bis zu seiner Verhaftung am 7. August 1943 Kontakte zu vielen früheren Bekannten in Gladbeck selbst, in Gelsenkirchen, in Herne, in Essen und schließlich auch in Rheine. Die Vorgehensweise war dabei jeweils sehr ähnlich: Zielasko ging bei der Kontaktaufnahme sehr behutsam vor; er führte sich oft zunächst als zufällig vorbei kommender Urlauber ein und offenbarte sich seinen Kontaktpersonen meist erst beim zweiten oder dritten Treffen.

Der Historiker Frank Bajohr fasst die Tätigkeit Zielaskos folgendermaßen zusammen: „Zieht man ein Resümee seiner Organisationsversuche, so wird darin der Kern einer lockeren Regionalorganisation sichtbar, die wahrscheinlich weniger auf den frontalen Widerstand gegen das Regime ausgerichtet war, sondern die Präsenz der KPD in der beginnenden Endphase des Krieges und über den Tag des Zusammenbruchs hinaus sichern sollte, der sich angesichts der Niederlagen der Hitlerarmeen an allen Fronten immer deutlicher abzeichnete.“

6. Die Ereignisse in Rheine 1943

Nun endlich zur Frage: Was spielte sich im Frühsommer 1943 in Rheine ab? Hierzu liegen – in zeitlicher Reihenfolge – die Vernehmungsprotokolle von Duhme und Luther, die Anklageschrift und die Urteilsbegründung vor. Man muss diesem Quellenmaterial hinsichtlich seiner Aussagefähigkeit und Zuverlässigkeit mit allergrößter Skepsis gegenüber treten. Schon am 29. Mai 1933 hatte der Staatssekretär im preußischen Innenministerium, Ludwig Grauert, in einem Erlass Foltermethoden bei Verhören politisch verdächtiger Personen für zulässig erklärt.

Über den Charakter des Volksgerichtshofes als eines „politischen Gerichtshofes mit politischen Richtern“ gibt es bei Historikern keinen Zweifel. Von daher wäre es sicherlich naiv, die in den genannten Schriftstücken vorfindbaren Angaben als Ergebnisse eines rechtsstaatlich einwandfreien Verfahrens einer politischen neutralen Behörde zu werten. 

Doch andererseits gibt es eine Reihe von Indizien, die es in diesem konkreten Einzelfall durchaus als wahrscheinlich erscheinen lassen, dass die Handlungsweise von Duhme, Luther und Zielasko im Wesentlichen zutreffend dargestellt wird. Ich werde später  - wenn Sie die Details kennen – auf diese Indizien genauer eingehen.

Ich zitiere nachfolgend zunächst die Darstellung des Sachverhaltes aus der Urteilsbegründung und werde danach auf die wenigen Unstimmigkeiten hinsichtlich anderer schriftlich überlieferter Quellen eingehen. In der Urteilsbegründung hieß es:

„Der Angeschuldigte Duhme erhielt etwa Anfang April 1943 in seiner Wohnung in Rheine des Besuch des Zielasko. Beide kannten sich vom ARBS her. Duhme wusste auch, dass Zielasko noch vor der Machtübernahme nach Sowjetrussland ausgewandert war. Nach der Begrüßung erzählte Zielasko, dass er bereits seit 1937 wieder in Deutschland sei, zur Zeit sei er bei der Rücksiedlung der Deutschen aus der Sowjetunion als Dolmetscher tätig, augenblicklich habe er Urlaub, den er bei seinen alten Genossen im Ruhrgebiet verbringe. Nach etwa 1 ½ bis 2 stündiger Unterhaltung beschlossen sie, gemeinsam den Angeschuldigten Lutter aufzusuchen, den Zielasko ebenfalls vom ARBS her kannte. Da Lutter noch nicht von der Arbeit zurück war, warteten sie in seiner Wohnung auf ihn. Als er denn erschien, machte Zielasko auch ihm vor, daß er schon seit langem wieder in Deutschland aufhältlich und derzeitig im Urlaub sei. Im übrigen erzählte Zielasko von den Arbeits- und Lebensverhältnissen in der Sowjetunion, die er als überaus rosig hinstellte. Auf den wahren Zweck seines Besuches kam er bei dieser Gelegenheit nicht zu sprechen. Die darauffolgende Nacht verbrachte er bei Lutter.

Etwa 3 Wochen später erschien Zielasko wieder bei Duhme. Er erzählte, dass er immer noch Urlaub habe. Doch hielt er sich an diesem Tage anscheinend nicht lange bei Duhme auf.

Als Zielasko ein drittes Mal bei Duhme zu Besuch erschien, nach Angaben des Duhme war dies bereits im Mai 1943, stiegen diesem Zweifel an der Richtigkeit der bisherigen Angaben des Zielasko auf. Er fragte ihn eindringlich, was er denn hier treibe, da es doch unwahrscheinlich sei, daß er immer noch Urlaub habe. Zielasko soll diesen Vorhalten jedoch ausgewichen sein und sich bei dieser Gelegenheit dem Duhme noch nicht anvertraut haben. Sie wollten an diesem Tage auch dem Lutter noch einen Besuch abstatten doch war dieser bereits zur Ruhe gegangen, als sie bei ihm erschienen. Sie kehrten deshalb in die Wohnung des Duhme zurück, in der Zielasko die anschließende Nacht verbrachte. Am nächsten Morgen sprach Duhme, der früh zur Arbeit musste, den Zielasko nicht mehr. Als er zurückkehrte, richtete ihm seine Ehefrau aus, er möge am Abend zu Lutter kommen, Zielasko habe ihm etwas Wichtiges mitzuteilen. Dieser Aufforderung leistete er Folge. Bei diesem Zusammentreffen offenbarte sich Zielasko. Er erzählte, dass er eines Nachts in Polen mit dem Fallschirm abgesprungen und dann mit dem Zuge ins Ruhrgebiet gefahren sei. Auf die Frage des Duhme, ob er denn unterwegs nicht angehalten sei, wies Zielasko die mit seinem Lichtbild versehene, im übrigen aus den Namen Willi Guske ausgestellte Kennkarte vor. Weiter erklärte er, dass er im Ruhrgebiet und auch in Rheine eine illegale KPD aufziehen wolle, er brauche dazu zuverlässige Männer, die politisch wenig bekannt seien. Duhme will dieses Ansinnen jedoch für seine Person abgelehnt haben mit dem Bemerken, Zielasko möge sich an die ehemaligen Mitglieder der KPD halten, in Rheine brauche auch niemand eingesetzt zu werden, da hier noch die alten Gewerkschaftsfunktionäre seien, die die Sache schon machen würden. Der Versuch des Zielasko, den Duhme damit zu gewinnen, dass er meinte, Duhme sei doch schon so lange an der Eisenbahn, er könne doch mal den Bahnhof in Rheine übernehmen, stimmte Duhme nicht um. Doch bot Duhme, der den Eindruck hatte, daß Zielasko auch Geld haben wollte, bereits bei dieser Gelegenheit eine finanzielle Unterstützung an. Im übrigen will er den Zielasko gebeten haben, Rheine bald zu verlassen und ihn Duhme, nicht mehr aufzusuchen.

Diese Unterhaltung wurde anscheinend nur zwischen Duhme und Zielasko geführt, während Lutter, der im übrigen schon früher von Zielasko eingeweiht worden war, nur Bruchstücke des Gesprächs auffing. Dies kam dadurch, daß an jenem Abend ein feindlicher Fliegerangriff das Zusammentreffen störte. Während die Flak heftig schoß, gingen die drei nach draußen. Bei dieser Gelegenheit begann Zielasko das oben dargestellte Gespräch, wobei er sich vornehmlich an Duhme wandte, während Lutter mehr die Kampfhandlungen des Angriffs beobachtete und sich deswegen meistens abseits hielt. Das Gespräch soll auch nach Beendigung des Fliegeralarms nicht fortgesetzt worden sein. Anscheinend verabschiedete sich Duhme alsbald danach.

Am darauffolgenden Nachmittag suchte Zielasko nochmals den Duhme auf, der ihn anscheinend zum Kaffee einlud und dann mit ihm fortging. Duhme wollte sein Gartenland aufsuchen, während Zielasko zu Lutter ging. Unterwegs erklärte Duhme, daß er den Zielasko, der am Abend vorher auch um Geld gebeten hatte, unterstützen wolle. Er händigte ihm 25 RM aus, bat ihn jedoch, er möge heute wieder abfahren und, wenn möglich, nicht wiederkommen. Seit diesem Zusammentreffen, das nach Angaben des Duhme etwa Ende Mai oder Anfang Juni stattfand, will Duhme den Zielasko nicht wiedergesehen haben. Er will auch im übrigen nicht für Zielasko tätig gewesen sein und sich auch mit niemandem, auch nicht mit Lutter, über Zielasko und seine Pläne unterhalten haben. Doch gab Duhme bei einem der letzten Zusammentreffen mit Zielasko, als dieser nach Adressen von zu werbenden Mitarbeitern fragte, ihm die Anschrift eines Willi oder Heinrich Wichmann in Ahlen, der früher Obmann der Motorradfahrer des ARBS im Bezirk 6 gewesen war. Weiter händigte er ihm ein Anschriftenverzeichnis des ARBS aus
 und erstattete ihm Stimmungsberichte, mit denen Zielasko allerdings nicht zufrieden war.“

Soweit die Darstellung des Verhaltens Duhmes in der Urteilsbegründung des Volksgerichtshofes. Die übrigen Protokolle oder Darstellungen weichen hiervon nur in Nuancen ab. So etwa hinsichtlich der gerade erwähnten Stimmungsberichte. Duhme erklärte während der Haft in Gladbeck am 10. September 1943: „Wenn Franz Zielasko behauptet hat, daß ich ihm Stimmungsberichte gegeben hätte, so stimmt dieses nicht. Zutreffend ist wohl, daß wir uns einmal über die Stimmung allgemein unterhalten haben. Ich sagte ihm dann etwa, daß die Stimmung hier in Rheine genau so wäre, wie überall. Und wie die Stimmung wäre, wüsste er ja auch, da er schon seit 1937 wieder in Deutschland war.“

Ein zweiter Differenzpunkt ist die Frage, inwieweit Duhme die Ausführungen Zielaskos hinsichtlich dessen wahrer Ziele für glaubhaft gehalten habe. Hierzu schrieb er nach der Verurteilung in seinem Gnadengesuch am 20. Juli 1944: „Hätte der Zielasko mir die Wahrheit über seine Person gleich am ersten Tage bekannt gemacht, so hätte ich ihn sofort der Polizei gemeldet. Zielasko kam aber erst am letzten Besuch, auf mein Drängen, damit heraus, daß er aus Russland komme. Diese Aussagen habe ich dem Zielasko nicht ganz geglaubt, darum habe ich die Anzeige unterlassen.“

Nun zu Luther. Ich halte es für entbehrlich, bezüglich seiner Person ebenfalls die gesamte Urteilsbegründung vorzutragen; das Wesentliche haben wir schon im Zusammengang mit Duhme gehört. Auch Luther gewährte Zielasko eine Übernachtung, bevor dieser sich ihm als KPD-Aktivist offenbarte. Diese Selbstenttarnung geschah nach Darstellung der Urteilsbegründung beim zweiten Besuch Zielaskos in Rheine, nachdem beide Duhme in dessen Wohnung an der Hauenhorster Straße besucht hatten, auf dem nächtlichen Heimweg zur Bruktererstraße.

Auch Luther verweigerte Zielasko die Zusammenarbeit und berief sich dabei darauf, dass er wöchentlich bis zu 100 Stunden arbeiten müsse und für politische Arbeit keine Zeit mehr habe. Doch es folgten danach noch zwei weitere Übernachtungen bei Luther und schließlich händigte Luther Zielasko Brotmarken aus, nahm ihm auf seinem LKW bis nach Mülheim mit und gab ihm abschließend 50 RM.

Auch hier gibt es ein umstrittenes Detail: Luther machte in der Hauptverhandlung geltend, die Geldzahlung habe Zielasko sich durch Hilfe bei einem Möbeltransport verdient. Da Luther diese Behauptung aber erstmals in der Hauptverhandlung vortrug, hielt das Gericht sie für unglaubwürdig.

Soweit eine Rekonstruktion der Vorgänge in Rheine auf der Grundlage der Verfahrensakten.

7. Eine Zusammenfassung und Würdigung

Wir wollen uns die Situation von Duhme und Luther im Frühjahr 1943 zusammenfassend verdeutlichen: Sie wurden von einem früheren Bekannten aufgefordert, am Aufbau einer illegalen KPD-Gruppe mitzuarbeiten, lehnten dies eindeutig ab, gewährten ihrem Bekannten aber in verschiedener Weise Unterstützung, die es diesem ermöglichte, seine Aktivitäten fortzusetzen.

Duhme und Luther verhielten sich im Sinne der damals herrschenden Nationalsozialisten in zweierlei Hinsicht falsch:

Sie haben einen Menschen, der aktiven Widerstand gegen die Nationalsozialisten organisierte, nicht denunziert, also passiven Widerstand geleistet; dies spielte übrigens im Prozess vor dem Volksgerichtshof keine Rolle mehr, obwohl nach einer 1936 erfolgten Änderung des Strafgesetzbuches auch dieses Verhalten schon strafbar war.

Aus der Sicht der damals beteiligten Juristen war es viel wichtiger, dass beide dadurch, dass sie diesem Menschen Unterkunft, Geld und Informationen gaben, selbst einen Beitrag zum aktiven Widerstand leisteten.   

Daher war es auch kein Irrtum der NS-Justiz, wenn sie Duhme und Luther hinrichten ließ, sondern aus dieser Perspektive durchaus richtig und konsequent.

Und daher ist es auch aus unserer heutigen Sicht richtig und konsequent, das Verhalten von Duhme und Luther positiver und intensiver zu würdigen, als dies bisher auf Grund unvollständiger Informationen möglich war.

8. Die Verhaftung Zielaskos

Wie kam es nun zur Verhaftung Zielaskos und der von ihm kontaktierten Personen?

Spätestens im Juli 1943 hatte die Gestapo erste Informationen über die Tätigkeit Zielaskos. In einem Telegramm der Stapoleitstelle Münster, die für den gesamten Regierungsbezirk und damit auch für Gladbeck zuständig war, vom 22. Juli 1943 hieß es: „Zielasko ist hier wieder in Erscheinung getreten und versucht eine illegale KPD-Gruppe zu gründen.“ 

Unbekannt ist bis heute, woher die Gestapo ihre Informationen hatte. Ein Zeitzeuge berichtete später in einem Interview: „Ich fragte mich immer wieder, wie konnte sich der Franz Zielasko 1943 hier am Tunneleingang (d.h. am Eingang zur Zeche Zweckel in Gladbeck, seiner früheren Arbeitsstätte; L.K.) sehen lassen? Die Leute kannten ihn doch! Es hieß auf einmal unten in der Grube: Man hat am Tunnel den Franz Zielasko gesehen... Dadurch sind sie wohl dahintergekommen und irgendeiner muß gemeldet haben, er hätte den Franz Zielasko gesehen. Dann ging die Jagd auf ihn los.“

Die Verhaftung Zielaskos erfolgte schließlich am 7. August 1943 in der Wohnung seines Quartiergebers Heinrich Poßner in Gladbeck. Zielasko wurde in das Polizeigefängnis Gladbeck eingeliefert. Ein Telegramm der Leitstelle Münster vom 10. August 1943 verdeutlicht die weitere Vorgehensweise der Gestapo. Hier hieß es: „ZIELASKO ist sowjetrussischer Fallschirmagent. Er wurde am 7.8.1943 in Gladbeck festgenommen. In seiner Vernehmung, die äußerst schwierig verläuft, gibt er lediglich nur das zu, was ihm durch Ermittlungen oder durch Vernehmungen anderer Personen vorgehalten werden kann. – Es wird um Erfassung sämtlicher führender Personen des ehemaligen Radfahrerklubs „Solidarität“ und Russlandrückkehrer, die heute noch im Verdacht stehen, Anhänger der KPD zu sein, gebeten, und diese der hiesigen Dienststelle zur Verfügung zu stellen, da der dringende Verdacht besteht, daß ZIELASKO mit diesen in Verbindung getreten ist.“

Was wir uns darunter vorzustellen haben, wenn berichtet wird, dass die Verhaftung Zielaskos „äußerst schwierig verläuft“, wird vielleicht deutlich aus der Aussage eines Gladbecker Verwaltungssekretärs vom Jahre 1947:

„So wurden alle die im Prozeß Zylasko angeschuldigten Personen, wenn sie misshandelt worden sind, von den fremden Gestapobeamten des Reichssicherheitshauptamtes Berlin gefoltert. Ich selbst, der Vernehmungsführer, habe an einem Tage, als der Fall Zylasko hier bei der Gestapo bearbeitet wurde, es war gerade Fliegeralarm, gesehen, wie zwei fremde Gestapobeamte vor der Haupteingangstür des hiesigen Polizeigefängnisses standen und ganz offen Folterwerkzeuge, Daumenschrauben, Handpressen, Beinpressen, Ketten mit Widerhaken usw. in den Händen hielten. Diese Wahrnehmung haben etwa noch 30 – 50 Beamte und Angestellte der im Polizeiamt befindlichen staatlichen Behörden gemacht.“

Die mitverhaftete Ehefrau des Quartiergebers Poßner gab nach dem Kriege zu Protokoll: „Zur selben Zeit war ... Franz Zielasko zwei Zellen von uns in Haft. Dieser Mann ist von der Gestapo so geschlagen worden, dass wir sein Jammern Tag und Nacht gehört haben.“

Franz Zielasko verstarb am 18. August 1943. Als offizielle Todesursache wurde angegeben, er sei infolge „hochgradiger Blutarmut und Gelbsucht“ gestorben. Über den Verbleib der Leiche, die mit einem PKW vom Polizeigefängnis Gladbeck weggeschafft wurde, ist bisher nichts bekannt.

Die Ermittlungsbehörden waren offenbar auf der richtigen Spur, als sie nach der Verhaftung Zielaskos schleunigst daran gingen, Informationen über dessen ehemalige Bekannte vom Arbeiterradfahrerbundes „Solidarität“ zu sammeln. Auf diese Weise – so ist zu vermuten – kamen sie auch an die Namen Heinrich Duhme und Gerhard Luther.

9. Duhme und Luther werden verhaftet

Gerhard Luther wurde am 23. August 1943 um 11 Uhr durch Kriminalsekretär Schaller von der Außendienststelle Gladbeck der Staatspolizeileitstelle Münster in Rheine in seiner Wohnung verhaftet, Heinrich Duhme eine Stunde später. Beide wurden am gleichen Tag zunächst in das Polizeigefängnis Gelsenkirchen gebracht und zur Person vernommen. Von dort wurden sie in das Polizeigefängnis Gladbeck verlegt und am nächsten Tag unter dem Verdacht der Vorbereitung zum Hochverrat zur Sache vernommen.

In Gladbeck wurden beide von ihren Angehörigen, Duhme von seiner Frau und Luther von seiner Tochter, zum letzten Male besucht.

Am 3. Januar 1944 überstellte der Oberreichsanwalt beide Verhafteten dem Volksgerichtshof.

Mit dem „Gesetz zur Änderung von Vorschriften des Strafrechts“ vom 24. April 1934
 hatten sich die Nationalsozialisten ein Instrument zur scheinlegalen Unterdrückung aller politischen Gegner geschaffen: In Artikel I des Gesetzes wurde der Straftatbestand „Hochverrat“ so aufgeweicht, dass er gegen alle Formen des Widerstandes gegen die Nazi-Herrschaft herangezogen werden konnte; zudem wurde die Verhängung der Todesstrafe erleichtert.

In Artikel III des Gesetzes wurde der Volksgerichtshof institutionalisiert, der bei Hoch- und Landesverrat als Gericht in erster und letzter Instanz – das heißt ohne die Möglichkeit des Berufungs- oder Revisionsverfahrens – urteilen sollte; bei der Konstituierung der neuen Senate hatten die politischen Machthabern dieser Zeit die Möglichkeit, durch entsprechende Personalentscheidungen eine „Rechtsprechung“ in ihrem Sinne herbeizuführen.

Die Gründungsveranstaltung des Volksgerichtshofes fand am 14. Juli 1934 statt, die ersten Urteile wurden am 1. August 1934 gesprochen. Das Gericht zog im Mai 1935 in die Bellevuestraße 15 im Berliner Bezirk Tiergarten um.

Während des Zweiten Weltkrieges wurde das Gebäude des Volksgerichtshofes erstmals bei einem Luftangriff in der Nacht zum 24. November 1943 getroffen, so dass man sich gezwungen sah, einen Teil des Tribunals nach Potsdam zu evakuieren, wo man im Gebäude des Landgerichts ein Unterkommen fand.

Dies galt offenbar auch für den 2. Senat, der mit dem Verfahren gegen Duhme und Luther befasst war. In seinen Schriftstücken findet sich mehrfach Formulare, in denen die aufgedruckte Ortsangabe Berlin W 9, Bellevuestraße 15, hand- oder maschinenschriftlich durch Potsdam, Kaiser-Wilhelm-Straße 8, ersetzt worden war. Dagegen verblieb die Anklagebehörde, der Oberreichsanwalt offenbar bis zum 3. Februar 1945 in der Berliner Bellevuestraße, bis das Gebäude während eines Bombardements so schwer getroffen, dass dort selbst ein notdürftiger Amtsbetrieb nicht mehr aufrechtzuerhalten war und für wenige Wochen noch ein Umzug nach Potsdam erfolgte.

10. Der Prozess vor dem Volksgerichtshof

Am 22. Februar 1944 wurde den Angehörigen in Rheine die Verlegung von Duhme und Luther in das Zuchthaus Amberg, etwa 60 Kilometer östlich von Nürnberg mitgeteilt; hier warteten beide auf ihren Prozess, der schließlich am 3. Juli 1944 auf den 19. Juli 1944 festgesetzt wurde.

Während der Haft in Amberg wandte sich Frau Luther an den Oberreichsanwalt, um die Entlassung ihres Mannes aus der Untersuchungshaft zu erreichen. In einem Schreiben vom 20. April 1944 betonte sie, ihr Mann habe sich weder vor noch nach 1933 politisch betätigt. Franz Zielasko, der ihren Mann aus der Tätigkeit im Arbeiterradfahrerverband kenne, habe im Jahre 1943 dreimal in ihrer Wohnung übernachtet, über seine eigentlichen Ziele jedoch keinerlei Angaben gemacht. Wörtlich heißt es hierzu:  „Von politischen Dingen ist dabei nie die Rede gewesen. Das können auch meine Schwiegermutter und meine Tochter bezeugen.“ Dann heißt es: „Mit bestem Gewissen kann ich die Unschuld meines Mannes bezeugen. Deshalb bitte ich sehr herzlich und dringend, die Angelegenheit meines Mannes beschleunigt zu prüfen und ihn aus der Untersuchungshaft zu entlassen.“

Dem Schreiben von Frau Luther ist ein Zeugnis von August Beckmann beigefügt, in dessen Möbel-Spedition Gerhard Luther bis zu seiner Verhaftung beschäftigt war. Im Zeugnis werden die berufliche Zuverlässigkeit Luthers und sein Einsatz gerade während des Krieges hervorgehoben: „Seit den Terrorangriffen des Feindes im Ruhrgebiet hat Lutter sich mit aller Energie eingesetzt und fast täglich 16 – 18 Stunden gearbeitet, auch des Sonntags, damit die Bombengeschädigten ihre restlichen Möbel in Sicherheit hatten.“

Der Oberreichsanwalt entgegnete nur knapp, dass das Verfahren mit der möglichsten Beschleunigung durchgeführt werde. 

Wenn die Tatsachenfeststellungen der Urteilsbegründung, zutreffend sind, dann konnten die Familienengehörigen tatsächlich keine Ahnung von Zielaskos tatsächlichen Absichten haben. Schließlich wurde das entscheidende Gespräch zwischen Zielasko und Luther außerhalb der Wohnung geführt.

Die Verhaftung musste deshalb für die Familie in der Tat vollkommen überraschend erfolgt sein und als willkürlich empfunden werden.

Der vom Volksgerichtshof zunächst vorgesehene Verfahrensablauf wurde im Frühjahr 1944 abgeändert: Erst hatte man geplant, 42 Personen, mit denen Zielasko 1943 Kontakt aufgenommen hatte, zusammen vor den Volksgerichtshof zu stellen. Im März 1944 entschied der Volksgerichtshof, die Verfahren nach nicht näher beschriebenen oder aus der heutigen Kenntnis der Aktenlage nachvollziehbaren Kriterien aufzusplitten. Demnach sollten in dem Verfahren gegen Duhme und Luther gleichzeitig auch drei weitere beschuldigte Männer aus verschiedenen Orten des Ruhrgebietes abgeurteilt werden. Gegen einen dieser drei wurde die Anklage vor Eröffnung des Verfahrens zurückgezogen, so dass am 19. Juli 1944 beim Prozess in Nürnberg noch über zwei weitere Beschuldigte verhandelt wurde. 

Als Pflichtverteidiger für Duhme und Luther wurde vom Gericht der Nürnberger Rechtsanwalt Dr. Franz Breitschaft bestellt. Er erhielt am 12. Juni 1944 eine Ausfertigung der Anklageschrift, auf die er drei Tage später wie folgt in einem Schreiben an den Volksgerichtshof reagierte: „Auf die Anklageschrift werden von seiten der Verteidigung vorerst noch keine Beweisanträge gestellt und keine Erklärungen abgegeben. Gegen die beantragte Fortdauer der Untersuchungshaft wird keine Erinnerung eingehoben.“ Auch hier wurde der formale Anspruch eines rechtsstaatlichen Verfahrens durch die Stellung eines Pflichtverteidigers faktisch nicht eingelöst: der Verteidiger übernahm tatsächlich überhaupt nichts zu Gunsten seiner Mandanten.

Der Prozess begann schließlich am 19. Juni 1944 um 9.00 Uhr vormittags im Saal 150 des Landgerichtsgebäudes an der Fürther Straße.

Als Mitglieder des 2. Senates des Volksgerichtshofes fungierten zwei Berufsrichter – es waren dies Kammergerichtsrat Diescher und Oberlandesgerichtsrat Dr. Großpietsch - und drei Laienrichter – es waren dies Oberstudienrat Heinlein, SA-Brigadeführer Zöberlein und Generalleutnant Bock von Wülfingen; der politische Charakter des Prozesses wird vielleicht auch durch die Tatsache verdeutlicht, dass Heinlein und Zöberlein „alte Kämpfer“ der NSDAP waren; sie waren beide im Jahre 1925 mit den Mitgliedsnummern 19540 und 869 der Partei beigetreten.

Als Vertreter der Anklage fungierte Amtsgerichtsrat Stark, der die von Oberreichsanwalt Lautz verfasste Anklageschrift vortrug.

Diese endete mit folgender rechtlichen Würdigung des dargestellten Sachverhaltes: „Die Angeschuldigten haben sich durch ihr Verhalten insbesondere durch die Hilfeleistungen, die sie dem Zielasko angediehen ließen, oder in Aussicht stellten, eines auf die Herstellung eines organisatorischen Zusammenhalts gerichteten Verbrechens der Vorbereitung eines hochverräterischen Unternehmens nach §§ 80, 83 Abs. 2,3 Ziffer 1 StGB schuldig gemacht. Sie haben gewusst, das es sich bei Zielasko um einen unmittelbar im Auftrag sowjetischer Stellen tätigen Agenten handelte. Aus seinen Reden war auch eindeutig ersichtlich, daß der weitere mit seiner Agitation verbundene Zweck dahin ging, die Stimmung der Bevölkerung und den Glauben an einen für Deutschland günstigen Ausgang des Krieges zu untergraben. Obwohl alle Angeschuldigten das erkannten, haben sie dennoch das Treiben des Zielasko unterstützt. Sie haben sich daher die Sache des Feindes zu eigen gemacht und dabei mindestens mit der Möglichkeit gerechnet, durch ihr Verhalten der feindlichen Macht Vorschub zu leisten und der Kriegsmacht des Reiches einen Nachteil zuzufügen. Sie sind daher eines Verbrechens der Feindbegünstigung nach § 91b StGB schuldig.“

In der mündliche Verhandlung beantragte der Anklagevertreter nun die Todesstrafe für Duhme und Luther.

Daraufhin wurde der Pflichtverteidiger – soweit aus den Akten erkennbar das einzige Mal während des gesamten Verfahrens – aktiv, indem er in seinem Plädoyer für Duhme und Luther eine „milde Bestrafung“ forderte.

Das Gericht schloss sich der Auffassung des Reichsanwaltes an und verurteilte Duhme und Luther „wegen Feindbegünstigung und Vorbereitung zum Hochverrat zum Tode und dauerndem Ehrverlust.“ Da der Volksgerichtshof in erster und letzter Instanz verhandelte, waren Rechtsmittel gegen dieses Urteil nicht möglich.

11. Zur Spruchpraxis des Volksgerichtshofes

Man muss sich fragen, ob unter den gegebenen Umständen überhaupt ein anderes Urteil erwartet werden konnte:

Wie sich aus der im Nürnberger Hauptkriegsverbrecherprozess vorgelegten „Führerinformation“ Nr. 28 ergibt, berichtete der damals geschäftsführende Reichsjustizminister Franz Schlegelberger am 29. Mai 1942, „kommunistischer Hochverrat“ werde regelmäßig mit dem Tode bestraft. In der Tat hat der Volksgerichtshof praktisch jede kommunistische Tätigkeit – worunter man selbst das Spenden einiger Pfennige für die Rote Hilfe verstand – als todeswürdig betrachtet. Mit einem gleichfalls in Nürnberg erörterten Schreiben vom 16. Oktober 1942 meldete der Präsident des Volksgerichtshofes, Roland Freisler, dem Justizminister: „Kommunistischen Hochverrat während des Krieges mit den Sowjets betrachtet der Volksgerichtshof selbstverständlich zugleich als Feindbegünstigung.“

Eine solche Betrachtungsweise muss juristisch als bedenklich erscheinen, ist – historisch-politisch gesehen – aber sicherlich nicht falsch.

12. Die Gnadengesuche

Übrigens wurden die beiden Mitangeklagten mangels Beweisen freigesprochen, da sie zwar von Zielasko kontaktiert worden waren, ihnen aber nicht nachgewiesen werden konnte, dass sie Zielasko als KPD-Funktionär unterstützt hatten.

Nach dem 19. Juli 1944, blieben die beiden zum Tode verurteilten in Vollstreckungshaft im Strafgefängnis Nürnberg, in das sie eine Woche vor dem Prozess aus Amberg verlegt worden waren. Als Ort der Hinrichtung war zunächst München vorgesehen.

In den nächsten Wochen gingen beim Gericht mehrere Gnadengesuche für die Verurteilten ein. Das Verfahren erinnerte in seinem äußeren Verlauf an rechtsstaatliche Prozeduren. Mir ist allerdings nicht bekannt, ob  auch nur eine einzige vom Volksgerichtshof zum Tode verurteilte Person auf dem Gnadenweg der Hinrichtung entkommen konnte.

Was konnte man sinnvollerweise in einem solchen Augenblick an die Adresse des Volksgerichtshofes schreiben? Was sagt es über das tatsächliche Geschehen aus, wenn die beiden zum Tode Verurteilten selbst in dieser Situation noch einmal zur Sache selbst Stellung nehmen?

Die Ehefrau und der Vater Duhmes sowie die Ehefrau Luthers bestätigten in ihren Gnadengesuchen sämtlich, dass Zielasko mehrere Male in Rheine übernachtete. Sie gingen allerdings davon aus, dass Heinrich Duhme und Gerhard Luther von den eigentlichen Zielen Zielaskos nichts wussten.

Differenzierter stellen sich die Aussagen dar, die die beiden Verurteilten zu dieser Frage selbst zu Papier brachten. Bei Duhme hieß es: „Hätte mir der Zielasko mir die Wahrheit über seine Person gleich am ersten Tage bekannt gemacht, so hätte ich ihm sofort der Polizei gemeldet. Zielasko kam aber erst am letzten Besuch auf mein Drängen damit heraus, daß er aus Russland komme. Diese Aussage habe ich dem Zielasko nicht ganz geglaubt. Darum habe ich die Anzeige unterlassen. Den richtigen Sachverhalt habe ich erst bei der Polizei erfahren.“

Und Luther schrieb zu den ihm vorgehaltenen Verhalten: „Wenn ich mich jetzt so vergangen habe, dann ist es auf den Druck des Zielasko zurückzuführen.“

Dies bedeutet zusammengefasst: Die Verwandten der Verurteilten wussten offenbar – dies ergibt sich durchaus schlüssig aus der Darstellung in Anklageschrift und Urteilsbegründung – tatsächlich nichts von den wahren Zielen Zielaskos. Duhme und Luther jedoch waren von Zielasko über dessen Ziele informiert worden und hatten ihn danach nicht hinsichtlich seines Hauptanliegens, aber auf andere Art und Weise materiell unterstützt.

13. Zur Aussagekraft der Verfahrensakten des Volksgerichtshofes

An dieser Stelle nun noch einmal zur Frage, ob der Sachverhalt, wie er in den Verfahrensakten des Volksgerichtshofes dargestellt wird und wie er dann wesentlich zur Urteilsbegründung herangezogen wird, als sachlich zutreffend angesehen werden kann.

Nach meiner Auffassung sprechen folgende Indizien für ein hohes Maß an sachlicher Richtigkeit:

1. Wesentliche Details werden weder von den Verurteilten, noch von ihren Familienangehörigen bestritten; so etwa der mehrfache Besuchs Zielaskos in Rheine und seine objektive Eigenschaft als illegaler KPD-Aktivist; strittig könnte demnach nur die Frage sein, ob Zielasko seine beiden Bekannten in Rheine über die eigentliche Zielsetzung seiner Besuche informierte und sie zur Mitarbeit aufforderte.

2. Betrachtet man die unbestrittenen Details, so ergibt sich eine gewisse innere Logik der Abfolge der Ereignisse, die die Darstellung in den Verfahrensakten als schlüssig erscheinen lässt: der mehrmalige Besuch Zielaskos in Rheine; erst nach einem gewissen Abtasten erfolgt Ende Mai 1943 beim dritten Besuch die Selbstenttarnung; und weil Duhme und Luther sich nicht zur Zusammenarbeit mit Luther bereit erklärten, besuchte dieser sie bis zu seiner Verhaftung am 7. August 1943 nicht mehr.

3. Die in den zeitgenössischen Akten vorfindlichen Informationen über Zielasko entsprechen inhaltlich dem, was seine Freunde und Bekannte aus dem antifaschistischen Milieu nach 1945 über ihn berichteten.

4. Schließlich gibt es eine ganze Anzahl sorgfältig recherchierter Biographien anderer KPD-Aktivisten, die hinsichtlich der wesentlichen Abläufe markante Parallelen zu Zielasko aufweisen, so dass das Vorgehen Zielaskos als charakteristische Variante des aus dem Moskauer Exil gesteuerten illegalen KPD-Widerstandes betrachtet werden kann. 

14. Makabre Umstände der Vollstreckung der Todesurteile

Auf die Gnadengesuche erfolgte keine aus den Akten erkennbare Reaktion des Gerichts. Am 3. August 1944 ordnete der Reichsminister der Justiz die Vollstreckung des Urteils gegen Duhme und Luther an. Der Volksgerichtshof beauftragte hiermit zunächst den Generalstaatsanwalt in München und bat diesen, die Vollstreckung „mit größter Beschleunigung“ durchzuführen; zugleich hieß es: „Von einer Bekanntmachung in der Presse und durch Anschlag bitte ich abzusehen.“

Für den Justizapparat des NS-Staates galt es jetzt noch, die Todesurteile zu vollstrecken. Dies hört sich einfach an, war aber unter den Bedingungen des Jahres 1944, d.h. angesichts ständiger Bombenangriffe auf das deutsche Reichsgebiet, mit makabren Schwierigkeiten verbunden.

Am 17. August 1944 – also vier Wochen nach dem Todesurteil -,  erfolgte die Anordnung, Duhme und Luther gefesselt nach München-Stadelheim zu überführen. Am 6. September 1944 teilte das Strafgefängnis Nürnberg der Reichsanwaltschaft per Telegramm mit, dass die Überstellung von Duhme und Luther nach München „wegen Überfüllung und Beschädigung der Anstalt“ nicht möglich sei; die Richtstätte sei nicht intakt. Am folgenden Tag verfügte daraufhin die Reichsanwaltschaft, Duhme und Luther ersatzweise in das Untersuchungsgefängnis Stuttgart zu überstellen. Das Stuttgarter Gefängnis setzte daraufhin die Vollstreckung des Urteils für den 21. September 1944 an, woraufhin Duhme und Luther am 11. September nach Stuttgart verlegt wurden.

Doch am 16. September wurde das Stuttgarter Justizgebäude durch Bombenangriffe schwer beschädigt und die Richtmaschine total zerstört, so dass auch hier die Vollstreckung des Urteils nicht vollzogen werden konnte. Duhme und Luther wurden daraufhin in das Strafgefängnis Bruchsal verlegt.

Damit ist nicht das berühmt-berüchtigte, im Revolutionsjahr 1848 in Bruchsal fertiggestellte Zuchthaus gemeint, sondern das mitten in der Stadt, an der Seilersbahn gelegene Strafgefängnis, das im Volksmund Psycha genannt wurde.

Hier wurde 1944 ein flacher, drei Räume umfassender Schuppen von 15 Metern Länge und 6 Metern Breite an die Umwehrungsmauer des Gefängnisses als Richtstätte angebaut.

Zwischen dem 22. Juni 1944 und dem 20. März 1945 wurden in Bruchsal mindestens 64 Personen, die vom Volksgerichtshof, von anderen Sondergerichten oder von ordentlichen Strafkammern zum Tode verurteilt worden waren, oft im Drei-Minuten-Takt mit dem Fallbeil hingerichtet. Nach den Angaben erhaltener Hinrichtungsprotokolle wurde jeweils etwa eine halbe Minute benötigt, um den Verurteilten vorzuführen, die Personengleichheit des Vorgeführten mit dem Verurteilten festzustellen, ihm die Vollstreckung des Todesurteils anzukündigen und das Urteil schließlich zu vollstrecken.

Danach verblieben noch 2 ½ Minuten, um das Richtgerät und den Richtraum für die nächste Hinrichtung vorzubereiten.

Die Anwesenheit bei solchen Hinrichtungen erschien vielen fanatischen NSDAP-Mitgliedern in dieser Zeit als eine Art besondere Belohnung für ihre Teilnahme am Kampf gegen sogenannte „Volksschädlinge“. In den Akten des Reichsjustizministeriums finden sich mehrfach  Anfragen, wonach verdiente Parteigenossen es als eine Anerkennung für ihren Kampf angesehen hätten, wenn sie der „Vernichtung von Volksschädlingen“ hätten beiwohnen dürfen.

Hier, im Strafgefängnis Bruchsal, erfolgten dann am Mittwoch, dem 25. Oktober 1944, das heißt vor ziemlich genau 60 Jahren, die Hinrichtungen. Der Oberstaatsanwalt beim Landgericht Karlsruhe berichtete einen Tag später an den Reichsminister der Justiz: „Das Urteil des Volksgerichtshofes vom 19. Juli 1944 wurde am 25. Oktober 1944, 18.16 Uhr (Duhme) bezw. 18.19 Uhr (Lutter) in der Richtstätte des Strafgefängnisses Seilersbahn in Bruchsal vollstreckt. Zwischenfälle und Ereignisse von besonderer Bedeutung kamen nicht vor.“
 Der Vollzugsmeldung lagen zwei Abschiedsbriefe der Hingerichteten bei.

15. Die Verfahrenskosten sind uneinziehbar

Die Angehörigen wurden offenbar zunächst nicht offiziell über die Vollstreckung des Urteils informiert. Am 17. November 1944 wandte sich Frau Luther mit folgendem Schreiben an den Vorstand des Strafgefängnisses Bruchsal: „Vom Amtsgericht Rheine erhielt ich die Aufforderung das Vermögensverzeichnis nach meinem Manne, der verstorben sein soll, einzureichen. Mir ist bisher nicht bekannt, dass mein Mann gestorben ist. Auf dem Amtsgericht Rheine hörte ich, dass mein Mann am 25. Oktober 1944 gestorben sein soll. Ich bitte daher mir, als Ehefrau, doch die Nachricht zukommen zu lassen, dass mein Mann gestorben ist.“

Diese Mitteilung erfolgte schließlich am 22. November 1944, also genau vier Wochen nach der Hinrichtung; gleichzeitig wurden der Familie Luther der Abschiedsbrief zugeschickt.

Nach der Aktenlage ist anzunehmen, dass Frau Duhme noch später amtlich über den Tod ihres Mannes informiert wurde. Am 8. Januar 1945 schrieb sie an die Strafanstalt Bruchsal: „Da Nachrichten über den Verbleib und seines Gesundheitszustandes ausbleiben, bin ich in großer Sorge über meinen Mann, den Gefangenen Heinrich Duhme. ... Es gehen hier Gerüchte, daß mein Mann nicht mehr unter den Lebenden sei. Sollte dieses der Fall sein, bitte ich Sie, mir doch Nachricht zu senden, damit ich weitere Schritte zu meiner Unterhaltung unternehmen kann. Sie glauben nicht, wie sehr das Gerücht auf meine Nerven gewirkt hat und da ich weiter keinen Rat wusste, um Gewissheit zu erlangen, wage ich es, Sie Herr Direktor zu bitten, mir Auskunft über meinen Mann zu geben.“

Dieses Schreiben vom 8. Januar kam – wahrscheinlich durch die Umstände des Krieges bedingt -  erst am 11. Februar 1945 in Bruchsal an. Wir können nur spekulieren, wie lange die Nachricht des Gefängnisdirektors an Frau Duhme dann in den Wirren der letzten Kriegsmonate noch benötigte, um nach Rheine zu gelangen.

Die Nachforschungen des Amtsgerichts Rheine hinsichtlich der Vermögensverhältnisse von Luther sollten offenbar die Überwälzung der Verfahrenskosten auf die verurteilten Angeklagten, wie dies im Urteil vom 19. Juli 1944 vorgesehen war, vorbereiten. Zumindest in diesem Punkte blieben die Familien danach von weiteren Zumutungen verschont, da das Gericht zu der Erkenntnis kam, dass beide „nach Aktenlage zahlungsunfähig“ und die Verfahrenskosten daher dauernd uneinziehbar seien.

16. Die Einziehung der Ehrenzeichen der Hingerichteten

Das Urteil des Volksgerichtshofes hatte nicht nur auf Todesstrafe, sondern auch auf dauernden Ehrverlust erkannt. Dies bedeutete, dass die Justiz-Maschinerie des NS-Staates noch bis zum März 1945 mit der bürokratischen Abwicklung des Ehrverlustes – konkret hieß dies mit der Einziehung der Duhme und Luther verliehenen Ehrenzeichen - befasst war.

Am 30. November 1944 wandte sich der Oberreichsanwalt an die Ortspolizeibehörde in Rheine mit dem Ersuchen, die Duhme und Luther verliehenen Ehrenzeichen und die zugehörigen Besitzzeugnisse einzuziehen. Als nach einigen Wochen noch keine Reaktion hierauf erfolgt war, fragte der Oberreichsanwalt am 23. Dezember 1944 in Rheine an, ob die Einziehung mittlerweile erfolgt sei, „bzw. ob wegen der durch den totalen Krieg gegebenen Umstände die Einziehung zurückgestellt werden musste.“ Erst jetzt erfolgte die entsprechende Rückmeldung: Am 14. und 17. Januar 1945 übersandte die Ortspolizeibehörde Rheine die eingezogenen Ehrenzeichen und teilte gleichzeitig mit, dass die zugehörigen Besitzzeugnisse nicht mehr vorhanden seien.

Die Ehrenzeichen Luthers wurden im Dienstgebäude des Oberreichsanwalts in der Berliner Bellevuestraße versehentlich vom zugehörigen Schriftstück getrennt, konnten zunächst keinem Vorgang eindeutig zugeordnet werden und wurden deshalb vorerst von einem Mitarbeiter der Behörde namens Koth in Verwahrung genommen. Die Abzeichen Duhmes wurden am 27. Januar 1945 an den Berliner Polizeipräsidenten übersandt.

Am 14. Februar wurde in den Akten hinsichtlich der Ehrenzeichen Luthers vermerkt: „Die Orden sind am 3.2.45 in Berlin verbrannt.“ An diesem Tag wurde das Gelände in der Bellevuestraße während eines Bombardements so schwer getroffen, dass dort selbst ein notdürftiger Amtsbetrieb nicht mehr aufrechtzuerhalten war und die gesamte Tätigkeit von Volksgerichtshof und Reichsanwaltschaft für wenige Wochen noch nach Potsdam verlegt wurde.

Am 1. März 1945 fragte der Berliner Polizeipräsident beim Oberreichsanwalt hinsichtlich des Verbleibs der Ehrenzeichen Luthers nach; er erhielt er die Antwort, diese seien zwischenzeitlich „durch Feindeinwirkung“ vernichtet worden.

Der letzte Sichtvermerk auf diesem Schriftstück datiert vom 17. März 1945. Hier einige Details, um die Lage des Deutschen Reiches zu diesem Zeitpunkt zu verdeutlichen: Im Osten bereitete sich die Rote Armee darauf vor, die Oder zu überqueren. Im Westen standen die Alliierten von Nimwegen bis Koblenz am Rhein; die Rheinbrücke bei Remagen, die den amerikanischen Truppen am 7. März fast unversehrt in die Hände gefallen war, stürzte genau am 17. März ein.

Und in Berlin und Potsdam hatten die Polizisten und Juristen nicht Wichtigeres zu tun, als sich zu vergewissern, dass die Ehrenzeichen zweier zum Tode verurteilter und am 25. Oktober des Vorjahres hingerichteter Männer ordnungsgemäß deponiert würden.

17. Erinnerung nach 1945

Die Bilanz der Prozesse gegen die von Zielasko aufgesuchten Personen stellte sich bis zum Ende der Nazi-Herrschaft folgendermaßen dar: Zehn Gladbecker erhielten Freiheitsstrafen von 3 Jahren Gefängnis bis zu 10 Jahren Zuchthaus; aus Gladbeck wurden zwei Personen zum Tode verurteilt und hingerichtet, ebenso aus Gelsenkirchen sieben Personen, je eine Person aus Herne, Hamm und Essen und – wie zuvor ausführlich dargestellt Heinrich Duhme und Gerhard Luther aus Rheine.

Wie wurde die Erinnerung an Heinrich Duhme und Gerhard Luther in Rheine nach 1945 aufrecht erhalten?

- Der Neue Westfälische Kurier, eine zentrumsnahe Lokalzeitung, berichtete Ende März 1947: „In einer öffentlichen Veranstaltung der Vereinigung der Verfolgten des Nazi-Regimes (VVN) im Metropol-Theater zu Rheine sprach Domkapitular Friedrichs, Münster. ... Zu Beginn der Veranstaltung hatte der Vorsitzende der örtlichen Vereinigung, Herr Domb, ehrend der Opfer des Nazi-Regimes gedacht, besonders der drei Männer aus Rheine (Dume, Luther, Roters) die für ihre politische Überzeugung getötet sind.“

- Im September des gleichen Jahres fand wieder im Metropol zum Abschluss einer antinazistischen Woche in Rheine eine Kundgebung statt, bei der ein Pater Brinkmann der Opfer gedachte; im Neuen Westfälischen Kurier hieß es hierzu: „In Rheine sind dies: Heinrich Duhme, Hauenhorster Straße von der KPD, Gerhard Luther Brukterer Straße und Heinrich Roters, Winkelstraße, von der SPD.“
 – Für die Aussage, Duhme habe der KPD angehört oder nahegestanden, gibt es nach meinem Kenntnisstand keinerlei Belege.

- Im Alten Rathaus wurde am 5. November 1950 eine Gedenktafel für die aus Rheine stammenden Opfer des Nationalsozialismus enthüllt. Auf dieser Tafel stehen auch  die Namen Heinrich Duhme und Gerhard Luther.

- Im 1962 an der Ecke Hovestraße / Kardinal-Galen-Ring eröffneten DGB-Haus befinden sich bis heute Zeichnungen von Heinrich Roters, Heinrich Duhme und Gerhard Luther. Sie sind signiert mit „Wolf Michaelis 1956“; ich habe bis heute weder über den Künstler, noch über den Anlass der Anfertigung der Zeichnungen Zuverlässiges ermitteln können. Rudi Marciniak hat in dieser Sache in der letzten Zeit dankenswerterweise auf meine Bitte hin Recherchen angestellt: demnach befanden sich die Bilder bis 1962 wohl im Besitz der Verwaltungsstelle Rheine der Gewerkschaft Textil-Bekleidung.

- Als Josef Rutemöller 1977 die 75jährige Geschichte der Verwaltungsstelle Rheine dieser Gewerkschaft schrieb, ging er auf die drei Bilder im DGB-Haus ein und veröffentlichte erstmals kurze Biographien der drei erwähnten Personen.

- Hierauf greifen in den nächsten Jahren alle zurück, die die jüngere Geschichte der Stadt Rheine aufarbeiteten.

Seit dem Sommer 2003 bin ich und seit einigen Minuten sind auch Sie genauer über die Vorgänge in Rheine im Jahre 1943 informiert.

Ich meine, nach allem, was wir heute über Heinrich Duhme und Gerhard Luther gehört haben, wäre es richtig und wichtig, dass der Beitrag dieser beiden Männer zum Widerstand gegen das NS-Regime und ihr Tod deutlicher artikuliert und gewürdigt werden sollten, als dies auf der Grundlage des bisherigen Kenntnisstandes erfolgt ist.

Ich danke für Ihre Aufmerksamkeit.
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